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Ein 100-Milliarden-Euro-Fundus
Öffentliche Wohnungen

Der Verkauf der über 2 Millionen öffentlichen Wohnungen würde den 
Gemeinden Einnahmen von mehr als 100 Milliarden Euro bringen. Mit 
diesem Geld können bei konsequenter Schuldentilgung jährlich 4,2 Milli-
arden Euro an Zinslasten eingespart werden. So würden Mittel frei, die in 
die Stadterneuerung und anderweitige Infrastrukturmaßnahmen investiert 
werden könnten. Für die Mieter hat der Verkauf von öffentlichem Wohn-
raum ebenfalls Vorteile: Jede zweite veräußerungswillige Gemeinde möchte 
ihre Wohnungsgesellschaften loswerden, damit der neue Eigentümer die 
dringend notwendigen Sanierungsmaßnahmen einleitet. Darauf weist das 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) in einer neuen Studie hin. 

Gegen den Verkauf öffentlicher Wohnungen regt sich  zunehmend Wider-
stand – obgleich die Argumente der Verkaufsgegner leicht zu entkräften 
sind: Die Kommunen leisten mit verbilligtem Wohnraum nicht unbedingt 
einen wichtigen Beitrag zur Sozialpolitik. Denn vier von zehn Gemeinden 
bieten ihre Wohnungen überhaupt nicht günstiger an als die private Kon-
kurrenz. Darüber hinaus werden die tatsächlich Bedürftigen nicht eben 
treffsicher unterstützt. Die Fehlbelegungsquote im sozialen Wohnungsbau 
wird von Experten auf über 40 Prozent geschätzt.

Michael Voigtländer: Der öffentliche Wohnungsmarkt in Deutschland – Eine Unter-
suchung aus ordnungspolitischer Sicht, IW-Positionen Nr. 27, Köln 2007, 52 Seiten, 
11,80 Euro. Bestellung über Fax: 0221 4981-445 oder unter: www.divkoeln.de
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Gute Verkaufsargumente
Öffentliche Wohnungen

Wohnungen: einschließlich Ein- und Zweifamilienhäusern
Quelle: Veser et al. (2007)
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Wohnungsmarkt:
Nur jede vierte Bleibe aus Profi-Hand
Wohnungen in Deutschland 2006 in Millionen

insgesamt
39,6

vermietet von ... selbst genutzt

privaten
Kleinvermietern
14,5

professionell-gewerblichen Anbietern
davon:

private Wohnungs-
unternehmen

öffentliche Wohnungs-
unternehmen

Genossenschaften

Kirchen u.a.

4,1

2,3

2,1

0,7

16,0

9,2

Über einen Mangel an Wohnraum 
können sich die Deutschen nicht gerade 
beklagen: Rein rechnerisch kommt auf 
jeden Bundesbürger vom Baby bis zum 
Greis eine halbe Wohnung. Von den 
insgesamt rund 40 Millionen abgeschlos-
senen Wohneinheiten in Mehrfamilien-
häusern sowie Ein- und Zweifamilien-
häusern wird zurzeit lediglich ein knap-
pes Viertel professionell vermarktet und 
verwaltet. In den übrigen Wohnungen 
leben die Besitzer entweder selbst oder 
sie vermieten ihre Immobilie in Eigen-
regie (Grafik).

In jüngster Zeit haben allerdings im-
mer mehr ausländische Investoren ein 
Auge auf den deutschen Wohnungsmarkt 
geworfen. Sie setzen auf die infolge der 
guten Konjunktur anziehenden Immobi-
lienpreise und Mieten, nachdem diese 
jahrelang nahezu stabil blieben:

Im vierten Quartal 2005 waren die 
Mieten in Deutschland real sogar knapp 
2 Prozent niedriger als sechs Jahre 
zuvor, während sie andernorts in Eur
opa unterdessen kräftig gestiegen sind 

Viele Gemeinden in Deutschland liebäugeln damit, öffentliche Woh
nungen zu verkaufen. Gegen dieses Vorhaben regt sich jedoch zuneh
mend Widerstand – obgleich die Argumente der Verkaufsgegner leicht 
zu entkräften sind und die Vorteile auf der Hand liegen: Unterm Strich 
hätten die Städte und Gemeinden jährlich 1 Milliarde Euro mehr zur 
freien Verfügung.*)

– beispielsweise in Irland um 30 Pro
zent, in Großbritannien um 22 Prozent 
und in Spanien um 11 Prozent.

Die ausländischen Wohnungsunter-
nehmen bauen aber auch darauf, dass sie 
durch ein professionelleres Immobilien-
management Wirtschaftlichkeitsreserven 
heben können und dadurch eine größere 
Gewinnspanne realisieren als die bishe-
rigen Eigentümer – insbesondere als es 
Vater Staat gelungen ist. Insgesamt exis-
tieren hierzulande 2,3 Millionen öffent-
liche Mietwohnungen, einige darunter 
sind in Bundes- oder Landesbesitz, die 
allermeisten jedoch in Gemeindehand 
(Grafik Seite 5): 

In westdeutschen Städten gehören 
8 Prozent aller vorhandenen Wohnun
gen einer kommunalen Wohnungsge
sellschaft – von Rostock bis Gera gilt 
das im Schnitt sogar für jede fünfte 
Bleibe.

Daran soll sich etwas ändern. Bereits 
in den vergangenen zehn Jahren wurden 
700.000 öffentliche Wohnungen an pri-
vate Investoren veräußert, vornehmlich 

von Bund und Ländern. Doch zahlreiche 
Städte und Gemeinden möchten nach-
ziehen. Rund 40 Prozent planen, ihren 
Immobilienbestand zumindest zu ver-
ringern. 

Die Motive dafür sind vielfältig. Ein 
wesentliches ist die drückende Schulden-
last, die sich mit den Erlösen aus dem 
Wohnungsverkauf deutlich mindern lie-
ße. Der Schritt wäre vernünftig, obwohl 
im Gegenzug die Mieteinnahmen weg-
fallen:

Laut einer Studie der Consultingfir
ma McKinsey erzielen die kommunalen 
Wohnungsgesellschaften im Schnitt 
eine Rendite von lediglich 2,6 Prozent, 
während auf der anderen Seite Schuld
zinsen von über 4 Prozent zu berappen 
sind.

Verkaufsgrund Nummer eins ist je-
doch ein anderer: Jede zweite veräuße-
rungswillige Gemeinde gab in einer Be-
fragung der Unternehmensberatung 
PricewaterhouseCoopers an, sie wolle 
ihre Wohnungsgesellschaften los werden, 
damit der neue Eigentümer die dringend 
notwendigen Sanierungsmaßnahmen 
einleitet (Grafik Seite 5). Viele Städte 
haben zudem vor, den Erlös in die Stadt-
erneuerung und anderweitige Infrastruk-
turmaßnahmen zu investieren.

Vorreiter beim Verkauf von stadteige-
nen Domizilen ist Dresden. Die säch-
sische Landeshauptstadt hat sämtliche 
Mietwohnungen abgestoßen und war 
damit auf einen Schlag schuldenfrei. 
Trotz dieses Erfolgs regt sich in anderen 
Städten mittlerweile kräftiger Wider-
stand.

In Freiburg beispielsweise stoppte ein 
Bürgerentscheid den Verkauf des ört-
lichen Wohnungsunternehmens; in Nor-
drhein-Westfalen werden Unterschriften 
gegen den Verkauf der Landesentwick-
lungsgesellschaft NRW (LEG) gesam-
melt. Vielerorts rufen Mieter- und Sozi-
alverbände zu Protesten auf. Inzwischen 
hat so manch ein Bürgermeister seine 

Vgl. Michael Voigtländer: Der öffentliche Wohnungsmarkt in 
Deutschland – Eine Untersuchung aus ordnungspolitischer Sicht, 
IW-Positionen Nr. 29, Köln 2007, 52 Seiten, 11,80 Euro. Bestel-
lung über Fax: 0221 4981-445 oder unter: www.divkoeln.de
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Ostdeutschland, Westdeutschland:
Städte mit über 200.000 Einwohnern
Quelle: Hallenberg (2006)
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Öffentliche Wohnungen:
Dresden kommt ohne aus
So viel Prozent der Wohnungen waren 2006
in städtischer Hand

Berlin (Ost)

Leipzig

Hamburg

Frankfurt (Main)

Berlin (West)

München

Köln

Stuttgart

Dortmund

Hannover

Düsseldorf

Dresden

Ostdeutschland

Westdeutschland

24,3

18,6

15,0

14,7

8,7

8,4

7,4

6,5

5,2

4,9

0,5

0

19,8

8,1

Befragung von 204 Städten und Gemeinden im
Jahr 2006, Mehrfachnennungen
Ursprungsdaten: PricewaterhouseCoopers
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Öffentliche Wohnungen:
Viele Gründe für den Verkauf
So viel Prozent der Gemeinden, die ihre Wohnungen
verkaufen wollen, haben dies vor, um ...

die Sanierung der Gebäude
zu ermöglichen
Schulden zu tilgen oder
zu reduzieren
sich auf ihre Kernaufgaben
zu konzentrieren
das laufende Haushaltsdefizit
auszugleichen
in die Stadterneuerung
investieren zu können
die Verwaltung zu entlasten
und zu verschlanken
in den Bereich Bau, Wohnungs-
wesen und Verkehr investieren
zu können
in den Bereich Bildung und
Schule investieren zu können
in den Bereich Kinderbetreuung,
Jugend und Soziales investieren
zu können
in den Bereich Gesundheit,
Sport und Ernährung investieren
zu können

54

51

46

38

35

24

14

14

8

7

Verkaufspläne bis auf weiteres zu den 
Akten gelegt.

Er sollte sie wieder hervorholen: Der 
Staat ist in einem marktwirtschaftlichen 
System grundsätzlich nicht gut besetzt 
in der Rolle als Unternehmer. Stellt er 
doch zugleich die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen auf und überwacht ihre 
Einhaltung, was Interessenkonflikte pro-
grammiert. Zudem genießen öffentliche 
Wohnungsgesellschaften eine Bestands-
garantie, weshalb sie sich nicht übermä-
ßig um ihre Kunden und um Wirtschaft-
lichkeit bemühen müssen – letztlich zu-
lasten des Steuerzahlers, der für etwaige 
Verluste aufkommt.

Gerechtfertigt wird das öffentliche 
Engagement in Sachen Obdach im We-
sentlichen mit zwei Argumenten. Beide 
sind jedoch nicht hieb- und stichfest:

Sozialpolitik. Es heißt, die Kommu-
nen leisten mit verbilligtem Wohnraum 
einen wichtigen Beitrag zur Sozialpolitik. 
Das stimmt schon allein deshalb nicht so 
ganz, weil vier von zehn Gemeinden ihre 
Wohnungen überhaupt nicht günstiger 
anbieten als die private Konkurrenz. Da-
rüber hinaus werden die tatsächlich Be-
dürftigen – das lehren auch die Erfah-

rungen aus dem sozialen Wohnungs-
bau – nicht eben treffsicher unter-
stützt. Wie Experten schätzen, sind 
rund 40 Prozent der Sozialwoh-
nungen an Mieterhaushalte verge-
ben, die nicht als bedürftig gelten. 

Das Ziel, sozial Schwachen zu 
günstigem Wohnraum zu verhelfen, 
lässt sich auf andere Weise weniger 
aufwendig als mit einem stadteige-
nen Wohnungsangebot erreichen. 
So können direkte Transfers wie 
Wohngeld oder Zuschüsse im Rah-
men von Arbeitslosengeld II und 
Sozialhilfe nach der Höhe der Ein-
kommen differenziert werden.

Ein weiteres Argument zieht 
ebenfalls nur bedingt: Es lässt sich 
zwar nicht von der Hand weisen, 
dass bestimmte Gruppen Probleme 
haben, eine Wohnung auf dem freien 
Markt zu finden, etwa Drogenkranke 
und Haftentlassene, aber auch Fami-
lien mit vielen Kindern. Um ihnen zu 
helfen, benötigt der Staat jedoch keine 
eigenen Wohnungen. Es genügt, wenn 
sich die Gemeinden Belegungsrechte si-
chern. Gegen Zahlung einer Gebühr dür-
fen sie bestimmte Wohnungen Mietern 

ihrer Wahl zuteilen. Dresden 
etwa hat sich beim Verkauf sei-
ner Wohnungsgesellschaft vo-
rausschauend 8.000 Belegungs-
rechte einräumen lassen.

Stadtentwicklung. Häufig 
wird pro städtischen Wohnungs-
bau ins Feld geführt, dass die 
kommunalen Unternehmen 
nicht nur an ihrer betriebswirt-
schaftlichen Rendite gemessen 
werden dürften, sondern zusätz-
lich eine sogenannte Stadtrendi-
te erbrächten. So täten sie Gutes, 
indem sie Jugendtreffs organi-
sierten, Sport- und Stadtteilfeste 
sponserten und sich in der Stadt-
entwicklung engagierten. 

Dies ist privaten Unterneh-
men aber keineswegs fremd, im 
Gegenteil: Sie unterstützen eine 
Vielzahl sozialer und kulturel-
ler Aktivitäten. Allein im Jahr 
2005 spendeten inhabergeführte 
Unternehmen einer Forsa-Um-
frage zufolge 10 Milliarden Eu-
ro für eben diese Zwecke.

Gerade Wohnungsunternehmen haben 
ein ureigenes Interesse daran, etwas für 
das Umfeld ihrer Objekte zu tun. Je 
besser es sich dort lebt, desto höhere 
Mieten sind zu erzielen. Steigt hingegen 
die Kriminalitätsrate, wird der Leerstand 
schnell steigen. Daher haben private 
Wohnungsgesellschaften ein besonders 
wachsames Auge auf die soziale Stabili-
tät in ihren Stadtvierteln. In Berlin konn-
ten hingegen auf Anfrage der Senatsver-
waltung für Finanzen drei der sechs 
städtischen Wohnungsgesellschaften kei-
ne Angaben zu ihrem Quartiermanage-
ment machen.

Aus all diesen Gründen wären die 
Städte hierzulande gut beraten, die Gunst 
der Stunde zu nutzen: Eine Wohnung er-
zielte in den vergangenen drei Jahren 
durchschnittlich einen Preis von 43.790 
Euro. Für über 2 Millionen öffentliche  
Wohnungen würden sich daraus Brutto-
einnahmen von insgesamt fast 102 Milli-
arden Euro ergeben. Mit diesem Geld 
können bei konsequenter Schuldentilgung 
jährlich 4,2 Milliarden Euro an Zinslasten 
eingespart werden. Rechnet man die ent-
gangenen Mieteinnahmen und höhere 
staatliche Zuschüsse aufgrund steigender 
Mieten gegen, bleibt der öffentlichen 
Hand unterm Strich immer noch 1 Milli-
arde Euro pro Jahr an zusätzlich verfüg-
baren Mitteln.


